Dazungen 
Alterthumsgelellſchaft Prullia 


zu Rünigsberg i. Pr. 


eh — 


81. 
Die Geſellſchaft hat den Zweck, die Kenntniß der vaterländiſchen 
Vorzeit auf dem Gebiete des geſammten geiſtigen und bürgerlichen 
Lebens des Vaterlandes, insbeſondere aber auf den Gebieten der 
Geſchichte, der Alterthumskunde, des Rechtes und der Poeſie zu 
erhalten und zu erweitern, und richtet ihre Thätigkeit zunächſt auf 
die Provinzen Oſt- und Weſtpreußen. 


8 2. 

Die Geſellſchaft verfolgt ihren vorbezeichneten Zweck durch 
die Anlegung, Erhaltung und Vermehrung von Sammlungen, 
welche den Richtungen ihrer Thätigkeit entſprechen, und Forſchern 
wie dem Belehrung ſuchenden Publikum zugänglich gemacht werden, 
durch Forſchungen und durch geeignete Publikationen, ſowie durch 
Mittheilung der Ergebniſſe ihrer Thätigkeit. 

8 3. 

Zu dem letztgedachten Zwecke veranſtaltet die Geſellſchaf 
Verſammlungen, in welchen Vorträge aus den Gebieten gehalten 
werden, auf welche die Thätigkeit der Geſellſchaft ſich erſtreckt, und 
Mittheilungen über die Unternehmungen der Geſellſchaft und deren 
Erfolge gemacht werden. 

Die Vorträge ſind bei dem Vorſitzenden vorher anzumelden. 

Dem Vorſitzenden ſteht das Recht zu, zu dieſen Verſamm— 
lungen auch Nichtmitglieder auf entſprechendes Anſuchen zuzulaſſen. 

8 4. 

Die Geſellſchaft wird zur Förderung der Alterthumskunde 
mit dem hieſigen Königlichen Staatsarchiv nahe Beziehungen 
unterhalten, demſelben von den in ihren Beſitz gelangenden Gegen- 
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ſtänden von archivaliſchem Werthe Kenntniß geben und dem 
Staatsarchiv die Entnahme von Abſchriften der in ihren Beſitz 
gelangenden Urkunden und ſonſtigen ſchriftlichen Nachrichten geſtatten, 
ſofern das Staatsarchiv dies wünſchen wird. 
Die Geſellſchaft hat ihren Sitz zu Königsberg in Preußen. 
8 6. 


Zur Erreichung ihrer Zwecke ſtehen der Geſellſchaft folgende 
Mittel zu Gebot: 


1. die Sammlungen von Alterthümern, welche die prä— 
hiſtoriſche Zeit und die (geſchichtliche) Zeit bis zur 
Gegenwart umfaſſen — 

2. die von ihr geſammelte Bibliothek — 

3. die Beiträge der Mitglieder 

4. die Subventionen, welche der Geſellſchaft aus Staats- 


fonds und aus den Fonds des Provinzialverbandes 
der Provinz Oſtpreußen gewährt werden — 
Geſchenke und Zuwendungen, welche der Geſellſchaft 
an Geld oder Alterthümern zufließen werden. 
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Ordentliches Mitglied der Pruſſia kann Jeder werden, welcher 
den Beſtrebungen der Geſellſchaft Theilnahme und Unterſtützung 
zuwendet. 

Die Aufnahme erfolgt auf ſchriftliche Meldung durch Beſchluß 
des Vorſtandes, welcher dem neu aufgenommenen Mitgliede ein 
Diplom zuſtellt. 

Jedes Mitglied iſt verpflichtet, den Jahresbeitrag von 
wenigſtens 3 Mark im Laufe des Monats Januar zu entrichten. 
Die im Laufe des Rechnungsjahres eintretenden Mitglieder haben 
ſpäteſtens 8 Tage nach Empfang des Mitglieds-Diploms ihren 
Jahresbeitrag zu zahlen. Einzelne Perſonen, welche eine einmalige 
Zahlung von 50 Mark an die Geſellſchaft leiſten, ſind von der 
Zahlung der Beiträge befreit. 

88. 

Die Geſellſchaft behält ſich vor, ſolche Männer, welche ſich 
um die einheimiſche Alterthumskunde oder um die einſchlägigen 
Wiſſenſchaften verdient gemacht haben, unter Ueberreichung eines 
entſprechenden Diploms zu Ehrenmitgliedern oder correſpondirenden 
Mitgliedern zu ernennen. 

Die Ehrenmitglieder und correſpondirenden Mitglieder ſind 
von den Beiträgen frei, genießen aber alle Rechte der ordentlichen 
Mitglieder. 


89. 

Die Geſellſchaft behält ſich vor, einen Protektor zu wählen, 
welchem ſie alljährlich Bericht über die Ergebniſſe ihrer Thätigkeit 
erſtattet. 


§ 10. 

Als Organ zur Veröffentlichung ihrer Mittheilungen und 
der Ergebniſſe ihrer Thätigkeit benutzt die Geſellſchaft in erſter 
Reihe von ihr herausgegebene Schriften, ſodann die Altpreußiſche 
Monatsſchrift und die hier erſcheinenden Zeitungen, welche die von 
der Geſellſchaft ausgehenden Artikel aufnehmen. 

Sollte die Altpreußiſche Monatsſchrift zu erſcheinen auf⸗ 
hören, ſo hat der Vorſtand der Geſellſchaft ein anderes Organ 
zu wählen und dies in geeigneter Weiſe zur Kenntniß der Mit⸗ 
glieder der Geſellſchaft zu bringen. 


8 11. 

Die Geſellſchaft wird geleitet und in allen ihren Angelegen— 
heiten mit Einſchluß derjenigen, zu welchen nach den Geſetzen eine 
Spezialvollmacht erforderlich iſt, gegenüber Behörden und Privat⸗ 
perſonen vertreten durch einen Vorſtand, welcher aus ſieben Per— 
ſonen beſtehen muß, jedoch auf Antrag des Vorſtandes von der 
General⸗Verſammlung bis auf neun Perſonen erweitert werden kann; 
er wird gebildet aus dem Vorſitzenden und dem Stellvertreter des⸗ 
ſelben, dem Schriftführer und dem Stellvertreter deſſelben, dem 
Kaſſenführer und dem Stellvertreter deſſelben und aus einem bis 
drei Beiſitzern. 

Dem Vorſtande ſteht die Befugniß zu, ſich in den ihm ge— 
eignet erſcheinenden Fällen durch einen Bevollmächtigten vertreten 
zu laſſen. Er vertheilt die Geſchäfte nach ſeinem Ermeſſen unter 
ſich vorbehaltlich der Beſtimmungen der 88 17—19. 


8 12. 


Der Vorſtand wird Behörden und Privatperſonen gegenüber 
legitimirt durch ein von dem Königlichen Polizeipräſidium auf 
Grund der Verhandlungen der General-Verſammlungen zu er⸗ 
theilendes Atteſt. 


2 8 13. 

Urkunden, welche die Geſellſchaft verpflichten ſollen, müſſen 
unter der Firma der Geſellſchaft von dem Vorſitzenden oder ſeinem 
Stellvertreter und dem Schriftführer oder ſeinem Stellvertreter 
vollzogen werden. 
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8 14. 

Der Vorſtand iſt berechtigt, für den Fall, daß im Laufe des 
Geſchäftsjahres ein Mitglied deſſelben durch Tod, Umzug oder auf 
andere Weiſe ausſcheidet, die erledigte Stelle durch Kooptation zu 
beſetzen, mit der Maßgabe, daß das kooptirte Vorſtandsmitglied 
bis zur nächſten ordentlichen General-Verſammlung in Funktion bleibt. 


8 15. 

Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn die Mehrheit ſeiner 
Mitglieder anweſend iſt. Er verſammelt ſich an den für jedes 
Geſchäftsjahr im Voraus beſtimmten Tagen und Stunden und bei 
geeigneten Anläſſen auf beſondere Berufung, welche ſchriftlich oder 
durch Kurrende unter Mittheilung der zur Beſchlußnahme vor 
liegenden Gegenſtände erfolgt. 

Sofern der Vorſtand auf voraufgegangene beſondere Be— 
rufung nicht in beſchlußfähiger Zahl verſammelt iſt, kann in einer 
anderweit zur Beſchlußnahme über denſelben Gegenſtand berufenen 
Vorſtandsſitzung Beſchluß gefaßt werden, wenn mit Einſchluß des 
Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters und des Schriftführers 
oder ſeines Stellvertreters auch nur drei Vorſtandsmitglieder gegen⸗ 
wärtig ſind. 

§ 16. 

Der Vorſtand beſtimmt die Modalitäten der Beſichtigung 
und Benutzung der Sammlungen, beſchließt über die Annahme von 
Zuwendungen und über Ankäufe für die Sammlungen, ſtellt die 
Engagements-Bedingungen für die Bedienſteten der Geſellſchaft feſt 
und beſchließt über die Annahme der Letzteren, welche nur auf 
Kündigung erfolgen darf. 

Der Vorſtand beſchließt über die zu veranſtaltenden Publi— 
kationen und über die im Tauſchverkehr wegzugebenden Doubletten 
der Sammlungen. 

817. 

Der Vorſitzende leitet den äußeren Geſchäftsgang, beruft den 
Vorſtand und namens deſſelben die General-Verſammlung, führt 
in beiden Verſammlungen den Vorſitz und führt die Beſchlüſſe 
des Vorſtandes und der General-Verſammlung aus, ſoweit dies 
nicht ſtatutenmäßig oder kraft beſonderen Beſchluſſes anderen Be— 
amten oder Mitgliedern der Geſellſchaft zufällt. 

Der Vorſitzende iſt verpflichtet, eine Vorſtandsſitzung binnen 
8 Tagen zu berufen, wenn zwei Mitglieder des Vorſtandes ſchrift— 
lich unter Angabe der Gründe darauf antragen. 

Er iſt verpflichtet, binnen 14 Tagen eine außerordentliche 
General-Verſammlung zu berufen, wenn zehn Mitglieder der Ge— 
ſellſchaft bei Angabe der Gründe ſchriftlich darauf antragen. 


§ 18. 

Der Schriftführer führt die Protokolle in den Sitzungen des 
Vorſtandes und in der General-Verſammlung, welche von ihm und 
von dem Vorſitzenden zu vollziehen und in ein gebundenes und 
paginirtes Protokollbuch einzutragen ſind. 


8 19. 


Der Kaſſirer verwaltet die Kaſſe der Geſellſchaft, iſt für 
deren Sicherheit verantwortlich und hat am Jahresſchluſſe eine 
mit Belägen verſehene Rechnung zu legen. Er hat, ſofern es ſich 
nicht um etatsmäßig feſtſtehende Ausgaben handelt, nur auf Ans 
weiſung des Vorſitzenden Zahlung zu leiſten. 

Sollte die Geſellſchaft in den Beſitz von Kapitalien gelangen, 
jo iſt für deren Belegung der $ 39 der Vormundſchaftsordnung 
maßgebend. 

Entbehrliche Kaſſenbeſtände können bei der Oſtpreußiſchen 
Landſchaftlichen Darlehnskaſſe gegen den üblichen Zinsſatz hinter- 
legt werden. Die durch Ablöſung der Mitgliederbeiträge eingehenden 
Summen ($ 7) find zu kapitaliſiren, und nur ihre Zinſen dürfen 
zu den laufenden Jahresausgaben verwandt werden. 


8 20. 


Allzährlich ſcheiden aus dem Vorſtande in wechſelnder Reihen— 
folge einmal vier und im nächſten Jahre die übrigen Mitglieder 
aus. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Zum erſten Male werden durch das von dem Vorſitzenden 
zu ziehende Loos die Namen der vier ausſcheidenden Vorſtands— 
mitglieder beſtimmt. In der Folge ſcheiden jedesmal diejenigen 
Mitglieder aus, welche dem Vorſtande am längſten angehören. 

Wird eine Erſatzwahl wegen des Ausſcheidens eines Mit— 
gliedes des Vorſtandes vor Ablauf ſeiner Amtsperiode nothwendig, 
ſo fungirt der Gewählte nur bis zu dem Zeitpunkte, in welchem 
derjenige, an deſſen Stelle er getreten, hätte ausſcheiden müſſen. 


8 21. 


Jedes der Vorſtandsmitglieder wird in einem beſonderen 
Wahlgange mittelſt verdeckter Stimmzettel gewählt. Erlangt bei 
dem erſten Wahlgange Keiner die abſolute Majorität, ſo kommen 
die beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erlangt haben, 
auf die engere Wahl. Wird es wegen gleicher Stimmenzahl 
zweifelhaft, welcher Kandidat auf die engere Wahl zu bringen ſei, 
ſo entſcheidet das von dem Vorſitzenden zu ziehende Loos. 


Bei dem zweiten Wahlgang gelten nur diejenigen Stimmen, 
welche auf einen der zur engeren Wahl gebrachten Kandidaten 
fallen, ſo daß auch die abſolute Majorität ſich nach dieſer Zahl regelt. 

Ergiebt ſich bei dem zweiten Wahlgange Stimmengleichheit, 
ſo entſch eidet das von dem Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Die Verſammlung kann beſchließen, daß an Stelle der Wahl 
durch verdeckte Stimmzettel die Wahl durch mündliche Abgabe der 
einzelnen Stimmen oder durch Akklamation treten ſoll. 

Der vorſtehend bezeichnete Wahlmodus iſt bei allen nach 
Inhalt dieſes Statuts vorzunehmenden Wahlen zur Anwendung 
zu bringen. 

8 22. 

Außer dem Vorſtande fungiren zwei, von der General 
Verſammlung zu wählende Rechnungsreviſoren, welchen nach Ab— 
ſchluß der Rechnungen des betreffenden Jahres die Jahresrechnung 
mit den Belägen zur Reviſion zu übergeben iſt. 

Ueber das Ergebniß der Reviſion haben die Rechnungs- 
reviſoren der nächſten General-Verſammlung Bericht zu erſtatten. 

Soweit die gezogenen Monita von dem Vorſtande nicht als 
begründet anerkannt und erledigt worden ſind, entſcheidet die General— 
Verſammlung darüber, ob die Monita für begründet oder für er— 
ledigt zu erachten ſind. 


8 23. 


Das Geſchäftsjahr der Geſellſchaft iſt das Kalenderjahr. 


S 24. 

Alljährlich im November findet die ordentliche General— 
Verſammlung ſtatt, welche durch eine in wenigſtens zwei von der 
General ene zu beſtimmenden Zeitungen mindeſtens acht 
Tage vor dem für das Zuſammentreten der General-Verſammlung 
in Ausſicht genommenen Termin unter Angabe der Tagesordnung 
zu inſerirende Aufforderung berufen wird. 

Außerordentliche General-Verſammlungen werden in gleicher 
Art berufen. 

Die ordentliche General-Verſammlung hat: 
1. den Geſchäftsbericht des Vorſtandes entgegenzunehmen — 
2. den Vortrag der Rechnungs-Reviſoren über die Rech— 
nungen des nächſtvoraufgegangenen Jahres entgegen— 
zunehmen, über etwaige Monita zu entſcheiden und 
den Vorſtand zu dechargiren — 
die Wahlen für die ausſcheidenden Vorſtandsmitglieder 
vorzunehmen und über die etwaige Verſtärkung des 
Vorſtands ($ 11) zu beſchließen — 
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4. die Rechnungs-Reviſoren zu wählen, welche die Reviſion 
der Rechnungen des laufenden Jahres vorzunehmen 
haben 

5. den Etat für das nächſte Jahr feſtzuſtellen — 

6. Beſchluß über die Ernennung von Ehrenmitgliedern zu 
faſſen — 

7. die Wahl eines Protektors vorzunehmen — 

8. über den der Geſellſchaft ſich etwa bietenden Ankauf 
von Grundſtücken und den Verkauf derſelben Beſchluß 
zu faſſen — 

9. über etwaige Statutenänderungen, über die Vereinigung 
der Geſellſchaft mit anderen Geſellſchaften und über 
die Auflöſung der Geſellſchaft zu beſchließen. 

Die unter Nr. 1—5 und 9 bezeichneten Befugniſſe ſtehen 
nur der ordentlichen General-Verſammlung zu. 


§ 26. 

In den Verſammlungen des Vorſtandes und in den General— 
Verſammlungen werden die Beſchlüſſe nach abſoluter Majorität 
gefaßt. i f 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet mit Ausnahme der Wahlen 
die Stimme des Vorſitzenden. 


8 27. 

Die Sammlungen der Geſellſchaft bleiben unveräußerliches 
Eigenthum derſelben. Eine Veräußerung von Doubletten iſt nur 
im Tauſchverkehr auf dem in § 16 bezeichneten Wege ſtatthaft. 

Ueber die der Geſellſchaft zur Aufbewahrung anvertrauten 
Stücke bleibt den Eigenthümern die Beſtimmung vorbehalten. 


§ 28. 

Im Falle einer Auflöſung der Geſellſchaft fallen die Samm— 
lungen derſelben dem Staate zum unveräußerlichen Eigenthum 
unter der Bedingung zu, daß dieſelben in Königsberg aufbewahrt 
bleiben. 

Das etwa vorhandene ſonſtige Vermögen der Geſellſchaft 
geht ebenfalls auf den Staat über. 


§ 29. 


Sollte der Fall der Auflöſung der Geſellſchaft eintreten, ſo 
iſt der Vorſtand mit den in $ 11 ff. ihm beigelegten Befugniſſen 
berechtigt, die Liquidation der Geſellſchaft zu bewirken und die 
Sammlungen, ſowie das etwaige Vermögen der Geſellſchaft dem 


Er 


Staate auszuantworten, ſofern die General-Verſammlung, welche 
die Auflöſung beſchließt, nicht beſondere Liquidatoren beſtellt. 

Werden beſondere Liquidatoren beſtellt, jo ſtehen denſelben 
behufs Ausführung der Liquidation die im § 11 ff. angegebenen 
Befugniſſe zu. 


8 30. 

Der Beſchluß, die Geſellſchaft aufzulöſen oder dieſelbe mit 
einer anderen zu vereinigen, ſowie Statutenänderungen, welche 
den Zweck oder den Sitz der Geſellſchaft oder die Form ihrer 
Vertretung betreffen, bedürfen der Landesherrlichen Genehmigung, 
alle anderen Statutenänderungen der Genehmigung des Ober— 
Präſidenten der Provinz. 


Durch Allerhöchſten Kabinetsbefehl vom 8. April 1882 ſind 
der Geſellſchaft die Rechte einer juriſtiſchen Perſon verliehen 
worden. 


Königsberg Pr., Auguſt 1899. 
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